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bei Einl ieferung in den Gewahrsam gemäß g 15 VP-Gesetz zwingend 

du rchzuf Oh ren .

Die körperl iche Untersuchung und die Durchführung erkennungs­

dienst l icher Maßnahmen sind bei Zuführungen gemäß § 12 (2) 

VP-Gesetz nicht gestattet.  Maßnahmen zur Blutalkoholbest immung 

sind zur Feststel lung der Voraussetzungen des Gewahrsams 

und damit im Zusammenhang mit  diesem zulässig.

Der gemäß § 12 (2) VP-Gesetz Zugeführte ist  verpf l ichtet,  s ich 

für die zur Gefahrenabwehr erforderl iche Zeit  zur Verfügung 

zu halten und kann hierzu zum Verbleiben auf der Dienststel le 

veranlaßt werden, jedoch nicht länger als 24 Stunden,gerechnet 

vom Beginn der Zuführung an. Erforderl iche Fürsorgemaßnahmen 

sind zu beachten.

Bei nach erfolgter Befragung zur Gefahrenabwehr notwendigen 

weite rem Auf enthalt  auf der Dienststel le ist  die Unterbr ingung 

so zu gestal ten, daß der Betreffende durchgängig beobachtet 

werden kann und die Mögl ichkeit  von Kontaktaufnahmen zu anderen 

Personen ausgeschlossen ist .  Der Aufenthalt  in gesondert 

gesicherten Räumen unter Bewachung ist  zulässig. Die Räume, 

müssen den Charakter von Aufenthaltsräumen haben.

Soweit  die Voraussetzungen für den Gewahrsam gemäß § 15 VP-Ge­

setz zusätzl ich zu denen der Zuführung zur Sachverhaltsklärung 

bestehen, ist  auch die Einl ieferung in diesen zulässig. Die 

Gesamtzeit  des. zwangsweisen Aufenthaltes auf der Dienststel le 

darf  auch bei vorangegangener Zuführung zur Sachverhaltsklärung 

24 Stunden, gerechnet vom Beginn der Zuführung,nicht überschrei ­

ten. Entsprechende Verpf legung ist  über die Hauptmahlzeiten 

zu sichern und die ärzt l iche Betreuung ist  bei individuel len 

Erfordernissen zu gewährleisten.

Zu Beginn der Befragung im Rahmen der Sachverhaltsklärung 

ist  dem Betreffenden gemäß § 8 VP-Gesetz der Grund der Be-


